Geſetz-Samm 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


lung | 


—— Xr. 41. 


(Nr. 7117.) Geſetz, betreffend die Uebernahme einer Zinsgarantie für das Anlage-Kapital 
einer Eiſenbahn von Gera über Saalfeld nach Eichicht nach Verhältniß 
des Preußiſchen Längenantheils an der Bahn. Vom 23. März 1868. 


\ Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ee. 


. nn mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
5 Sch 


/ Vertrages hiermit bewilligt. 
. f . 2. 

5 Unſer Finanzminiſter und Unſer Minifter für Handel, Gewerbe und 
jffentliche Arbeiten find mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Alrkkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 23. März 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz 
| v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


8 . Jahrgang 1868. (Nr. 7117.) Life Per: 


Ausgegeben zu Berlin den 22. Juni 1868. 


* 


1 
; 
3 


ee 


Vertrag 
mit der 


Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft uͤber den Bau und den 
Betrieb einer Eiſenbahn von Gera nach Eichicht. 


wiſchen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, vertreten durch den 
Geheimen Ober-Baurath Weishaupt und den Geheimen Ober-Regierungsrath 
Heiſe, und der Hehe gie Sachſen⸗Weimariſchen Staatsregierung, ver⸗ 
treten durch den Geheimen Regierungsrath Schambach und den Regierungsrath 
Dr. Reinhard, und zwar zwiſchen beiden Regierungen für ſich und Namens der 
Herzoglich Sachſen⸗Meiningenſchen, der Fürſtlich Schwarzburg-Rudolſtädtiſchen 
und der Fürſtlich Reußiſchen (jüngerer Linie) Regierung einerſeits, und der in 
Erfurt domizilirenden Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch deren 
Direktion andererſeits, iſt heute, vorbehaltlich der landesherrlichen Genehmigung 
und, ſoweit dieſelbe erforderlich iſt, der Zuſtimmung der betreffenden Landesver⸗ 
tretungen, ſowie der ſtatutenmäßigen Zuſtimmung der Generalverſammlung und 
der bei der Thüringiſchen Eiſenbahn betheiligten drei Staatsregierungen, folgender 
Vertrag abgeſchloſſen worden. 
Na 7 
Die Thüringiſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich, den Bau und Be 
trieb einer Eiſenbahn von der Station Gera der Thüringiſchen Eiſenbahn aus⸗ 
gehend, über Saalfeld bis zum Fuße des Thüringer Waldes bei Eichicht als 
eines integrirenden Theils des Thüringiſchen Eiſenbahn⸗ Unternehmens nach näherer 
Maaßgabe des zwiſchen den 8 Regierungen unterm 18. März er. 
en Staatsvertrages, deſſen Beſtimmungen beide kontrahirende Theile 
ſich für bindend anerkennen, zu übernehmen. ö 


f $. 2. 
Die kontrahirenden fünf Staatsregierungen werden der Thüringiſchen Eifen- 

bahngeſellſchaft die Konzeſſion für die im F. 1. bezeichnete Eiſenbahn, deren dem⸗ 
nächſtige Fortſetzung zum Anſchluſſe an die Mainlinien in Ausſicht genommen 7 
iſt, ertheilen, auch derſelben das Recht zur Expropriation und zur vorübergehen? 
den Benutzung fremder Grundſtücke auf Grund der betreffenden Landesgeſeze 
einräumen. * 
§. 3. 


Nachdem die Konzeſſionen ($. 2.) ertheilt und die Baumittel ($. 6.) ſicher 5 
ge 


56 


ellt ſein werden, hat die Geſellſchaft mit der Bauausführung nach Maaßgabe 
es feſtgeſtellten Bauprojekts alsbald zu beginnen und den Bau derartig zu be⸗ 
treiben, daß die betriebsfähige Vollendung binnen längſtens 3 (drei) Jahren 
erfolgt. Die Bahn ſoll vorläufig nur mit einem Geleiſe verſehen und das zweite 
Geleis ext bei eintretendem Bedürfniſſe (Art. 3. Nr. 6. des Staatsvertrages) für 
Rechnung des hier in Rede ſtehenden Unternehmens hergeſtellt werden. 

3 Die techniſche Reviſion und Feſtſtellung des geſammten Bauprojekts, ein- 
ſchließlich der Koſtenanſchläge, geſchieht durch die Königlich Preußiſche Regie⸗ 
rung, deren Beſtätigung auch die Wahl des den Bau leitenden oberen Tech⸗ 
nikers bedarf. 

Die landespolizeiliche Prüfung des Bauprojekts und die Feſtſtellung der 

Stationsanlagen erfolgt jedoch durch jede einzelne Regierung innerhalb ihres 
Gebiets. 
Von Seiten der Königlich Preußiſchen Staatsregierun werden der Thü⸗ 
AUrnngiſchen Eiſenbahngeſellſchaft die vorhandenen Vorarbeiten (Art. 3. des Staats⸗ 
vertrages) überlaſſen. Die für deren Anfertigung verausgabten Koſten hat die 
Geſellſchaft aus dem Baufonds zu erſtatten. 


8. 4. | 


; Das Anlagekapital, welches zur anſchlagsmäßigen Ausführung und Aus⸗ 
klüſtung der Bahn, einſchließlich der Erweiterung der bei Gera vorhandenen Sta⸗ 
tionsanlagen, ſowie zur Beſchaffung der Transportmittel, zur Verzinſung des 
Allagekapitals während der Bauzeit und zur Deckung der bei Beſchaffung der 
Geldmittel etwa eintretenden Verluſte erforderlich iſt, wird auf 6 Millionen 
Thaler angenommen. Die Thüringiſche Eiſenbahngeſellſchaft wird daſſelbe durch 
Ausgabe von Stammaktien Littr. C. beſchaffen, welche mit vier und einem 
halben Prozent jährlich verzinslich ſind, und iſt ermächtigt, nach ihrer Wahl 
dieſe Papiere ganz oder theilweiſe entweder freihändig zu A oder nach 
[Maaßgabe der Vorſchriften in den §§. 13. ff. des Statuts der Thüringiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft vom 3. und 5. Auguſt 1844. zur Zeichnung aufzulegen. 


N, 
1 Sobald die Baurechnung für die neue Bahn abgeſchloſſen iſt, was ſpäte⸗ 
| Items ein Jahr nach erfolgter Betriebseröffnung ftattfinden ſoll, wird das 
. Kapital, welches ſich 
„ 1) für den Bau der Bahn nebſt allem Zubehör, 
2) für Anſchaffung der Transportmittel, s 
3) für die Beſtreitung derjenigen Generalkoſten, welche ſich nicht abgeſon⸗ 
dert verrechnen ken und mit einem Viertel Prozent der Ausgabe zu 1. 
der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zu erſtatten find, 


4) für die Verzinſung mit vier und einem halben Prozent der während der 
auzeit, d. h. bis zu dem auf die e der ganzen Bahn 
v 


(Nr, 7117) on 


ee a | | 
von Gera nach Eichicht folgenden erſten Januar auf die begebenen Aktien 
geleiſteten Einzahlungen, und Be 


5) zur Deckung etwaiger Kursverluſte, jedoch nicht über den Betrag von 


zehn Prozent des verausgabten Anlagekapitals, 
als nothwendig ergeben hat, unter Mitwirkung von Kommiſſarien der Königlich 
d und der Großherzoglich Sächſiſchen Regierung definitiv feſtgeſetzt. 
ie Zi 
Höhe von 6 Millionen Thaler (F. 4). 


$. 6. 
Die Thüringiſche Eiſenbahngeſellſchaft ſoll nicht gehalten fein, den Bau 


der Bahn früher zu beginnen, als es ihr gelingt, zur Gewinnung der hierzu 4 


erforderlichen Geldmittel die Aktien zum Kurſe von nicht weniger als 90 Prozent 
unterzubringen. Einmal begonnen, muß der Bau jedoch ſelbſt beim Eintritte 
ungünſtigerer Kurſe ohne Unterbrechung fortgeſetzt und in der vereinbarten Zeit 
(F. 3.) zu Ende geführt werden. Sollte die Thüringiſche Eiſenbahngeſellſchaft 
es für gut befinden, nicht ſofort das geſammte Aktienkapital zu begeben, ſo iſt 
fie verpflichtet, den 10 Prozent überſteigenden Kursverluſt, welcher etwa bei einer 
ſpäteren Begebung des zurückbehaltenen Theils der Aktien erwächſt, aus eigenen 
Mitteln zu decken. 8 7 


Sollte es der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft nach Ablauf eines Jahres, f 
von der Königlich Preußiſcher Seits erfolgten Publikation des die Bahn Gera ⸗ 
Eichicht betreffenden Statutnachtrages an gerechnet, noch nicht gelungen ſein, die 


Aktien Lättr. C. zum Kurſe von mindeſtens 90 Prozent zu begeben, jo ſollen die 
betheiligten Staatsregierungen dieſen Vertrag in dem Falle Ae berechtigt 
ſein, daß ein anderer Unternehmer ſich bereit finden laſſen ſollte, die fragliche 


Eiſenbahn unter, den Regierungen mindeſtens gleich günſtigen Bedingungen aus⸗ 4 


zuführen, es fei denn, daß die Thüringiſche Eiſenbahngeſellſchaft in ſolchem Falle 
ſich entſchließen follte, den zur Beſchaffung des Baukapitals erforderlichen Kurs⸗ 
verluſt über 10 Prozent zu tragen und das Unternehmen im Uebrigen unter 
Feſthaltung der Bedingungen dieſes Vertrages ſelbſt herzuſtellen. 

Der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft fol ebenfalls das Recht des Rück- 


tritts von dieſem Vertrage zuſtehen, wenn es ihr ein Jahr nach Publikation des 1 
betreffenden Statutnachtrages noch nicht möglich geweſen fein ſollte, die Aktien 


Littr. C. zu 90 Prozent unterzubringen. 
$. 8. 


Für den Fall, daß der Reinertrag der Gera ⸗Eichichter Bahn nicht aus⸗ 4 


reichen ſollte, um das Anlagekapital (F. 5.) mit vier ein halb Prozent zu ver⸗ 
zinſen, wird zunächſt von der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft ein Zuſchuß bis 


f einem Viertel Prozent geleiftet, hierauf treten die betheiligten fünf Staaten 1 


ür die nächſten drei und ein halb Prozent und zum Schluß wieder die Thürin⸗ 
giſche Eiſenbahngeſellſchaft für die letzten drei Viertel Prozent ein. 


Sgarantie ($. 8.) erſtreckt ſich jedoch nur auf ein Anlagekapital bis zur f 


Die 


90 
h 
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Die von den Staaten für ihren Theil übernommene Zinsgarantie von 
33 Prozent des Anlagekapitals repartirt fi) auf dieſelben nach Maaßgabe der 
Hänge der in den einzelnen Staaten belegenen Bahnſtrecken, wobei von dem Ende 
der Geleiſe der Weißenfels⸗Geraer Zweigbahn auf dem Bahnhofe Gera bis zu 
dem Ende der Geleiſe auf Bahnhof Eichicht gerechnet wird. N 
Die zur Zinszahlung erforderlichen, von den Staatsregierungen zuzuſchießen⸗ 

den Geldbeträge werden zu den Fälligkeitsterminen der Direktion der Thüringiſchen 
N Eiſenbahngeſellſchaft auf deren Antrag bei der Königlichen Regierungs⸗Hauptkaſſe 
in Erfurt zur Dispoſition geſtellt. 


$. 9. N 
Der Reinertrag der neuen Bahn wird dergeſtalt berechnet, daß von der 
geſammten Jahreseinnahme derſelben 
a) die verausgabten Verwaltungs-, Unterhaltungs⸗ und Transportkoſten, 
einſchließlich der Koſten für die allgemeine Verwaltung ($. 12.) , 
b) der Beitrag zum Reſerve⸗ und Erneuerungs⸗Fonds der Shktingiigen 
Dean nach den Grundſätzen des für dieſe jeweilig beſtehenden Regu⸗ 
. ativs, 
abgezogen werden. 
1 Den Inhabern der Prioritäts⸗Obligationen der Thüringiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft ſoll die Gera⸗Eichichter Bahn nicht verhaftet ſein. 


5 §. 10. 
Bai.is zu 5 Prozent wird der Reinertrag an die Inhaber der Stamm⸗Aktien 
littr. C. vertheilt. Ueberſteigt der Reinertrag 5 Prozent, fo ſoll von dieſem 
Uueberſchuſſe a 

die Hälfte den betheiligten Staatsregierungen, Behufs Abtragung der 
in den Vorjahren in Folge der übernommenen Garantie geleiſteten Zu⸗ 
ſchüſſe nach Maaßgabe ihrer Betheiligung, 

ein Viertel den Stamm⸗Aktien des alten Unternehmens, mit Aus⸗ 
nahme derer Littr. B., und 
3 ein Viertel den Stamm⸗Aktien Littr. C. 
* zufließen. 
Sind die Zuſchüſſe der Staatsregierungen vollſtändig zurückerſtattet, ſo 
wird der fünf Prozent überſteigende Ueberſchuß des Reinertrages a den 
Stammaktien des alten Unternehmens, mit Ausnahme derer Littr. B., und den 
Stammaktien Littr. C. je zur Hälfte vertheilt. 


8 


(RR Die Zinsgarantie ($. 8.) erliſcht, wenn in zehn hinter einander folgenden 
8 e Zinſenzuſchuß von Seiten der Regierungen nicht erforderlich ge⸗ 
eſen iſt. . 


7.) §. 12. 


Be 


§. 12. 


Zur Vermeidung einer getrennten Betriebsrechnung wird feſtgeſetzt, daß 50 | 
die Gera⸗Eichichter Eiſenbahn an ſämmtlichen Betriebsausgaben des alten und 
neuen Unternehmens in folgender Weiſe partizipirt: 7 


1) an den Geſammtkoſten für die allgemeine Verwaltung nach Verhältniß 4 
der Länge der neuen Bahn zu derjenigen der übrigen Bahnſtrecken der 
Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft ; i 


2) an den Koſten der Transportverwaltung nach dem gemittelten Verhält- 
niſſe der durchlaufenen Lokomotivmeilen und der durchlaufenen Wagen⸗ 
achsmeilen; i 


© 3) an den Koſten der Bahnverwaltung nach Maaßgabe der wirklichen Aus⸗ 
5 gaben; dabei ſollen die Koſten der gemeinſchaftlich benutzten Station Gera 
nach der Zahl der für jede Bahn abgelaſſenen Züge repartirt werden; 


4) außer den sub 2. zu berechnenden Koſten wird in Betreff der Benutzung 
der Betriebsmittel des alten und neuen Unternehmens, ſoweit ſie gemein⸗ 
ſchaftlich fein wird, feſtgeſetzt, daß die gegenfeitig zu leiſtende Entſchädigung 
nach der zurückgelegten Meilenzahl und den im Verbandsverkehre der 
Thüringiſchen Eiſenbahn geltenden niedrigſten Miethſätzen zu normiren iſt 


5) was im Verkehre mit anderen Bahnen an Miethe für Wagen oder 
Lokomotiven aufkommt und gezahlt wird, beziehungsweiſe die Differen 
zwiſchen dieſer Einnahme und Ausgabe, wird für jedes Betriebsjahr ai 3 
die Thüringiſche Eiſenbahn und die neue Bahn nach Verhältniß der 
Wagenachsmeilen, beziehungsweiſe der Lokomotivmeilen verrechnet. „a 


§. 13. 


Die rückſichtlich des Poſtdienſtes und der Anlage und Unterhaltung elektro. 
magnetiſcher Telegraphen zwiſchen der Preußiſchen Staatsregierung und der 
Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſſenen, auf die Hauptbahn bezüglichen 
Verträge follen auch für die Gera⸗Eichichter Eiſenbahn Gültigkeit haben, ſoweit 
nicht lokale Verhältniſſe eine Abänderung bedingen. 

Die Eiſenbahngeſellſchaft iſt verpflichtet, die Anlage eines ie e 
Staatstelegraphen auf der neuen Bahn unentgeltlich zu geſtatten. Sie übernimmt 
die Beförderung von Privat⸗ und Staatsdepeſchen mit dem Telegraphen dieſer 
Bahn auf Grund des Preußiſchen Reglements vom 1. Juli 1867. und etwaigen 
ſpäteren Abänderungen deſſelben. Sie iſt verpflichtet, die Staatsdepeſchen der 
betheiligten Regierungen nach denjenigen Telegraphenſtationen, wo keine Staats⸗ 
Telegraphenſtation vorhanden, unentgeltlich zu befördern. 


9. 14. 


Zur Ausführung der de des Staatsvertrages vom 18. März er 
Artikel 11. über die Benutzung der Eiſenbahn zu militairiſchen Zwecken, 0 
ö i ie 


maſſen auf den Eiſenbahnen, nebſt der Inſtruktion von gleichem Datum für den 

Transport der Truppen und des Armeematerials auf den Eiſenbahnen, als auch 

den e und Ergänzungen dieſer Reglements und Inſtruktion ſich zu 

unterwerfen. 

= Gendarmen find rüdfichtlich der Beförderung durch die Bahn den Militair- 

perſonen gleich zu achten. f 
§. 15. 


Im Uebrigen finden die Beſtimmungen des durch die Konzeſſions⸗Urkunden 
vom 20. Auguſt reſp. 10. und 13. September 1844. beſtätigten Statutes der 
Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft und der landesherrlich genehmigten Nachträge 
deſſelben auf das Unternehmen des Baues und Betriebes der Gera⸗Eichichter 
Bahn Anwendung. Auch ſind, ſoweit nicht durch dieſen Vertrag und durch einen 
landesherrlich genehmigten Statutennachtrag ein Anderes feſtgeſtellt wird, die 
Beſtimmungen der Geſellſchaftsſtatuten für die Verwaltung des neuen Unter⸗ 
nehmens maaßgebend. Insbeſondere werden auch die Bau⸗ und Betriebsrechnungen 
von dem Verwaltungsrathe der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft geprüft und 
dechargirt, mit der Maaßgabe jedoch, daß dieſelben der Reviſion durch einen von 
der Königlich Preußiſchen Staatsregierung ſpeziell zu dieſem Geſchäfte zu er⸗ 
Rneennenden, zur Wahrnehmung der Intereſſen ſämmtlicher betheiligter Regierungen 
verpflichteten Kommiſſar unterliegen. 


$. 16. 


Am Intereſſe der, ſowohl in Bezug auf den Betrieb als auch für die 
Verkehrsverhältniſſe der betheiligten Staatsgebiete zweckdienlich erſcheinenden Ein⸗ 
heitlichkeit des Unternehmens Gera⸗Eichicht mit einer Eiſenbahn von Gera nach 
Hof, wird der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft die Anwartſchaft auf die Kon⸗ 
zeſſionirung einer Bahn von Triptis, einer Station der Gera⸗Eichichter Eiſenbahn, 
über Schleiz nach Hof innerhalb der Gebietstheile von Reuß, Weimar und Preußen 
ertheilt. Die Geſellſchaft verpflichtet ſich , die bezeichnete Bahnſtrecke zur Aus⸗ 
führung zu bringen, ſobald zwiſchen den bei der Linie Gera⸗Eichicht betheiligten 
Staatsregierungen und der Königlich Bayeriſchen Regierung ein entſprechender 
Sthatsvertrag zum Abſchluß gekommen und dem um die Strecke Triptis Hof 
erweiterten Unternehmen in gleichem Maaße, wie der Linie Gera⸗Eichicht durch 
den gegenwärtigen Vertrag (88. 8. 9. 10. und 11.), eine finanzielle Unterſtützung 
nugeſichert fein wird. Die Thüringiſche Eiſenbahngeſellſchaft hat in dieſem Falle, 
gleich den Staaten, ihre Unterſtützung der Linie Gera⸗Eichicht durch Uebernahme 
eines Theiles der Zinsgarantie ($. 8.) auf das erweiterte Unternehmen, das in 
allen Beziehungen, insbeſondere was die Verwaltung und die Berechnung reſp. 
Vertheilung des Reinertrages anlangt, als ein einheitliches behandelt werden ſoll, 
auszudehnen. 
Bi Die vorerwähnte Berechtigung und Verpflichtung der Geſellſchaft erliſcht 
am 1. Mai 1869., wenn nicht bis dahin von der Fürſtlich Reußiſchen Wie 
(Ar. 7117) ei 


JF 


bei den übrigen betheiligten Regierungen der Abſchluß des Staatsvertrages un 
feſter Zuſicherung der erforderlichen Subvention beantragt iſt, reſp. am 1. M 


1870., falls nicht bis zu dieſem Zeitpunkte der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
durch die Preußiſche Staatsregierung bekannt gemacht iſt, daß der Staatsvertrag 
wegen der Linie Triptis⸗Hof abgehen iſt und die Zuſtimmung der betreffen⸗ 
den Landesvertretungen erlangt hat. 9 


F. 17. 


Abgeſehen von der vorerörterten Erweiterung ($. 16.) verpflichtet ſich die 
Thüringiſche Eiſenbahngeſellſchaft, auch ſonſtige Bahnanſchlüſſe an die Bahn Gera⸗ 
Eichicht zuzulaſſen, beziehungsweiſe 0 eine Kreuzung der Bahn mittelſt Ueber⸗ 
brückung oder Unterführung keinen Widerſpruch zu erheben. 


Alſo geſchehen, doppelt ausgefertigt und unterſchrieben. 
Erfurt, den 4. Dezember 1867. 


Die Direktion der Thuͤringiſchen 


Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) Weißhaupt. (L. S.) Eggert. 
(L. S.) Heiſe. Kräger. 
(L. S.) Schambach. i Schmeitzer. 


(L. S.) Dr. Reinhard. 


cn Seine Majeſtät der König von Preußen, Seine Königliche Hoheit 
der Großherzog von Sachſen⸗Weimar, Seine Hoheit der Herzog von Sachſen⸗ 
Meiningen, Seine Durchlaucht der regierende Fürſt zu Schwarzburg⸗Rudolſtadt 
und Seine Durchlaucht der regierende Fürst Reuß jüngerer Linie beſchloſſen haben, 
eine Eiſenbahn von Gera über Weida, Triptis, Neuſtadt a. d. O., Pösneck, Saal⸗ 
feld bis zum Fuße des une Waldes bei Eichicht mit Inausſichtnahme ſpä⸗ 
terer Fortſetzung nach den zu den Mainlinien führenden Eiſenbahnen ins Leben 
zu e ſind zum Zwecke der Vereinigung über ein derartiges Unternehmen und 
über die Feſtſtellung der darauf ſich beziehenden Verhältniſſe zu Bevollmächtigten 
ernannt worden: 


von Seiten Seiner Majeſtät des Königs von Preußen: 


Allerhöchſtihr Geheimer Ober Baurath Julius Alexander 
Theodor Weishaupt, Al Be 
er⸗ 


Me Wirklicher Legationsrath Paul Ludwig Wilhelm 
ordan, 5 
Allerhöchſtihr Geheimer Regierungsrath Ludwig Au guſt Wil⸗ 
helm Heiſe; 
von Seiten Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von 
Sachſen⸗Weimar: 
Allerhöchſtihr Geheimer Regierungsrath Ferdinand Guſtav 
Adolph Schambach, ; 
a Regierungsrath Dr. Adolph Volkmar Rein- 
ard; 
von Seiten Seiner Hoheit des Herzogs von Sachſen-Mei⸗ 
ningen: 
Höchſtihr Staatsrath Albrecht Otto Giſeke; 


von Seiten Seiner Durchlaucht des Fürſten zu Schwarzburg: 

Höchſtihr Geheimer Regierungsrath Günther v. Bamberg; 

von 910 eiten Seiner Durchlaucht des Fürſten Reuß jüngerer 
inie: 

5 Höchſtihr Staatsrath Dr. Emil Heinrich v. Beulwitz, 

welche, nach geſchehener Mittheilung und gegenſeitiger Anerkennung ihrer Voll⸗ 

machten, unter dem Vorbehalte der Ratifikation, folgenden 

. Vertrag 

abgeſchloſſen haben. 

1 Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche, die Großherzoglich Sächſiſche, die Herzoglich 


° Sachſen⸗Meiningenſche, die Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſche und die Fürſt⸗ 
lich Reußiſche Regierung verpflichten ſich, innerhalb Ihrer Staatsgebiete die An⸗ 


F lage einer Eiſenbahn zuzulaſſen und zu fördern, welche von Gera aufwärts im 


Elſterthale bis Wolfsgefährt über Weida, Nieder ⸗Pöllnitz, Triptis, Neu⸗ 
ſtadt a. d. O., Oppurg, Pösneck, Eichſchenke, Wellenborn, Saalfeld, im Saal⸗ 
dhale aufwärts bis zur Einmündung des Loquitzbaches bei Eichicht führt, bei den 
genannten Orten an geeigneten horizontalen Stellen mit Stationsanlagen für 
den Perſonen⸗ und den Güterverkehr verſehen wird und ſich bei Gera an die 
dort mündenden Eiſenbahnen anſchließt. 


Artikel 2. 
Die kontrahirenden Regierungen behalten In, OLD welcher li 
ie 


— 
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die Konzeſſion für die im Artikel 1. genannte Eiſenbahn unter Beilegun des 


Rechts zur Expropriation des zur Bahnlage nebſt Zubehör erforderlichen Grund 
und Bodens ertheilt werden ſoll, eine beſondere Vereinharung vor, ſind aber 
ſchon jetzt dahin übereingekommen, daß derſelben weitere, als in dem gegenwär⸗ 


tigen Vertrage ausdrücklich namhaft gemachte, läſtige Verpflichtungen nicht auf . 
erlegt werden ſollen. — 


Artikel 3. 


Der ſpeziellen Bearbeitung der Linie ſollen die vorhandenen generellen 4 
Vorarbeiten nach der Königlich Pieußiſther Seits bewirkten Ueberarbeitung zu 
Grunde gelegt werden. 


Im Beſonderen wird verabredet: 


1) daß das Längengefälle der Bahn zwiſchen Gera und Eichicht nirgends 
ſtärker, als im Verhältniß von 1: 100 fein foll; 


2) daß die geringſte Länge der Krümmungshalbmeſſer für die Kurven der 
Bahnhofsgeleiſe nicht weniger als 50 Ruthen Preußiſch, für die Kurven 
der freien Bahn im Maximum der Längenneigung von 1100 nicht 
weniger als 100 Ruthen Preußiſch und auf horizontalen Strecken nicht 
1 als 80 Ruthen Preußiſch, dazwiſchen nach Verhältniß, betra⸗ 
gen ſoll / 


3) daß die Spurweite der Bahngeleiſe vier Fuß acht und einen halben Zoll 4 
Engliſch im Lichten der Schienen fein fol; f 


= daß das Terrain für ein doppelgeleiſiges Planum erworben wird; 


5) daß die Bahn in den Brücken über der Bahn und in den größeren 
Bauwerken im Bahnkörper ſelbſt für ein doppelgeleiſiges Planum, im 
Uebrigen ſowohl im Unterbau, als auch im Oberbau, vorläufig nur ein⸗ 
geleifig hergeſtellt wird 


6) daß die Anlage eines zweiten Geleiſes bis zum eintretenden Bedürfniſſe 2 
ausgeſetzt wird; 


7) daß die Breite des Bahnkörpers und die Zahl. der Geleiſe für die Bahn. 
höfe und Halteſtellen der Feſtſtellung der Spezialprojekte vorbehalten 
bleibt und daß 


8) im Uebrigen der Bau und das geſammte Betriebsmaterial unter Beach⸗ 
tung der von dem Verein der Deutſchen Eiſenbahnverwaltungen für die 
Geſtaltung des Eiſenbahnweſens angenommenen Grundzüge, Sicherheits⸗ 
Anordnungen und einheitlichen Vorſchriften derartig eingerichtet werden 
ſollen, daß die Transportmittel nach allen Seiten hin auf die angren 1 
zenden Bahnen ungehindert übergehen können. 9 


Artikel 4. 94 
Zur Handhabung der Ihnen über die Bahnſtrecke in Ihrem Gebiete ben 5 
en⸗ 


henden Hoheits⸗ und Aufſichtsrechte werden die Hohen Kontrahenten beſtändige 
Kommiſſare beſtellen, welche diejenigen Beziehungen Ihrer Regierungen zu der 
Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen zu vertreten haben, die nicht zum direkten 
gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten der kompetenten Behörden geeignet ſind. 
Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich bei Angelegenheiten territorialer Natur, welche 
hiernach von dieſen Kommiſſarien reſſortiren, an dieſelben zu wenden. Bei Fra⸗ 
en, in welchen eine Betheiligung ſämmtlicher kontrahirender Regierungen vor⸗ 
E legt, oder deren Zuſtimmung erforderlich iſt, ſteht die formelle geſchäftliche Lei⸗ 
tung zunächſt dem Königlich Preußiſchen Kommiſſar zu. N 


Artikel 5. 


f Die Tarife und Fahrpläne unterliegen der Genehmigung der betheiligten. 
Regierungen. | 
Im Falle die zu dieſem Zwecke unter den erwähnten Kommiſſaren einzu⸗ 
leitenden Verhandlungen zu einem Einverſtändniſſe nicht führen, genügt zur Ent⸗ 
ſcheidung der ſtreitigen Fragen Stimmenmehrheit. 
Im Allgemeinen ſind die Regierungen jedoch darüber einverſtanden, daß 
weder für den inneren, noch für den durchgehenden Verkehr die Anwendung 
niedrigerer Einheitsſätze der Transportpreiſe zu fordern iſt, als jeweilig auf der 
Thüringiſchen Eiſenbahn zur Erhebung kommen, wobei außerdem im Güter⸗ 
verkehr dem aus den ſtärkeren Steigungen der Bahn entſtehenden erſchwerten 
Betriebe billige Rechnung getragen werden ſoll, ſowie daß, ſo lange durch den 
Reeinertrag das Anlagekapital nicht mindeſtens mit vier und ein halb Prozent 
verzinſt wird, die Ablaſſung von mehr als drei Zügen mit Perſonenbeförderung 
in jeder Richtung auf der Strecke Gera bis Saalfeld und von mehr als zwei 
ßpßolchen Zügen in jeder Richtung auf der Strecke Saalfeld ⸗Eichicht nicht aufzu⸗ 
erlegen iſt. Zwei Züge in jeder Richtung ſollen überdies, ſoweit angängig, zur 
Mitnahme von Gütern benutzt werden dürfen, während für den alsdann noch 
verbleibenden Theil der Güterbeförderung beſondere Züge einzulegen ſind. 


Artikel 6. 


4 Die Hohen Regierungen wollen die gegenfeitigen Unterthanen ſowohl hin⸗ 

ſchtlich der Beförderungspreiſe, als der Zeit der Abfertigung nicht ungünſtiger 
behandeln laſſen, als die eigenen Unterthanen, namentlich auch den aus dem 
einen Gebiete in das andere übergehenden Transporten weder in Beziehung auf 
die Abfertigung, noch rückſichtlich der Beförderungspreiſe eine minder günſtige 
Behandlung angedeihen laſſen, als den aus den anderen Gebieten abgehenden, 
oder darin verbleibenden Transporten. i 


Artikel 7. 


Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in dem Gebiete der kon⸗ 

trahirenden Regierungen kompetenten Behörden in Gemäßheit der von den Hohen 

Regierungen zu vereinbarenden und für jedes Staatsgebiet beſonders zu publi- 
zirenden Bahn⸗Polizeireglements gehandhabt werden. 
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Artikel 8. 


Die Förmlichkeiten wegen der Paß- und Fremdenpolizei ſollen in der in a 
jedem der von der Bahn berührten Staaten zuläſſigen günſtigſten Weiſe geregelt 


werden. 
Artikel 9. 


Längs der durch gegenwärtigen Vertrag feſtgeſtellten Bahnlinie ſoll eine 
Telegraphenleitung zunächſt für den Betriebsdienſt hergeſtellt werden. 2 

Die kontrahirenden Regierungen behalten ſich gegenfeitig das Recht vor, 
die auf Grund bereits abgeſchloſſener oder noch abzuſchließender Staatsverträge 
hergeſtellten reſp. herzuſtellenden Telegraphenlinien ganz oder ſtreckenweiſe an die 
in Rede ſtehende Eiſenbahn zu legen. Eine gleiche Befugniß ſteht den einzelnen 
Territorialregierungen rückſichtlich eines in Ihrem Gebiete anzulegenden Staats— 
telegraphen zu. ie Eiſenbahngeſellſchaft ſoll verpflichtet werden, die Staats⸗ 
depeſchen der betheiligten Regierungen mit ihrem Betriebstelegraphen auf den⸗ 
jenigen Strecken unentgeltlich zu befördern, auf welchen der Staatstelegraph hierzu 
die Mittel nicht bietet. Den Betriebsdepeſchen wird jedoch in der Reihenfolge 
der Beförderung der Vorzug eingeräumt. 


Artikel 10. 5 
Ueber die Benutzung der in Rede ſtehenden Eiſenbahn zum Poſtverkeht 


hirenden Regierungen en de 1 
Die kontrahirenden Regierungen ſtimmen jedoch darin überein, daß die 
Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſein ſoll: N 


1) den Betrieb, ſoweit die Natur deffelben es geftattet, in die nothwendige 9 
Uebereinſtimmung mit den Bedürfniſſen der Poſtverwaltung zu bringen; 


2) den Transport der Briefe, Gelder und poſtzwangspflichtigen Packete, 
ſowie des dazu etwa erforderlichen Eiſenbahnpoſtwagens und des nöthigen 
Expeditions⸗ und Begleitungsperſonals unentgeltlich zu beſorgen und 
die dazu nöthigen Einrichtungen zu treffen; 


3) die Koſten zu erſetzen, welche der Poſtverwaltung daraus erwachſen 

möchten, daß fie in Folge einer durch die Schuld der Geſellſchaft ein 

getretenen Unterbrechung des regelmäßigen Poſtbetriebs auf der Eiſenbahn 
3 genöthigt ift, ihren Betrieb einſtweilen durch andere Anftalten zu beforgen. 
. ie Beſtimmung darüber, ob und in wie weit die vorſtehend \ 
BE. sub Poſ. 2. und 3. bezeichneten Leiſtungen der betreffenden Poſtverwal⸗ 
tung überwieſen, oder für die Staatskaſſe in Anſpruch genommen werden 
ſollen, ſteht jeder Regierung bezüglich Ihres Gebiets zu. 


Artikel 11. 


Rückſichtlich der Benutzung der in Rede ſtehenden Eiſenbahn zu Zwecken b 
der Militairverwaltung iſt man über folgende Punkte übereingekommen: 5 ö ER 
Ul = ] 


bleibt eine weitere Vereinbarung zwifchen den zuſtändigen Behörden der fontın 
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I) Für alle Transporte von Militairperſonen oder Militaireffekten, welche 
für Rechnung der einen oder anderen kontrahirenden Regierung bewirkt 
werden, wird den Militairverwaltungen der Regierungen völlige Gleich⸗ 
ſtellung zugeſichert, dergeſtalt, daß die Zahlung dafür an die Eifenbahn- 
verwaltung nach ganz gleichen Grundſätzen zu erfolgen hat. 


Wenn in Folge außerordentlicher Umſtände auf Anordnung einer der 
kontrahirenden Regierungen größere Truppenbewegungen auf der mehr⸗ 
1 Eiſenbahn ſtattfinden ſollen, ſo liegt der Eiſenbahnverwaltung 
ie Pflicht ob, für dieſe und für Sendungen von Waffen, Kriegs- und 
Verpflegungsbedürfniſſen, ſowie von Militaireffekten jeglicher Art, inſo⸗ 
weit ſolche Sendungen zur Beförderung auf Eiſenbahnen überhaupt 
geeignet ſind, nöthigenfalls auch außerordentliche Fahrten einzurichten 
und für dergleichen Transporte ihre Betriebsmittel, ſoweit dieſelben von 
dem möglichſt ungeſtört fortzuſetzenden regelmäßigen Dienſte nicht in An⸗ 
ſpruch genommen werden, zu verwenden und hierzu thunlichſt in Stand 
zu ſetzen, nicht minder die mit Militairperſonen beſetzten und die mit 
Militaireffekten beladenen von einer anſtoßenden Bahn kommenden Trans⸗ 
portfahrzeuge, vorausgeſetzt, daß dieſe dazu geeignet ſind, auf die eigene 
Bahn zu übernehmen, auch mit den disponiblen Lokomotiven weiter zu 
führen. Die Leitung aller ſolcher Transporte bleibt lediglich dem Dienſt⸗ 
perſonale der betreffenden Eiſenbahnverwaltung überlaſſen, deſſen Anord⸗ 
nungen während der Fahrt unbedingt Folge zu leiſten iſt. Hinſichtlich 
des an die Eiſenbahnverwaltung zu entrichtenden Fahrgeldes tritt, wie 
ad 1. dieſes Artikels, eine völlige Gleichſtellung der gegenſeitigen Mili⸗ 
tairverwaltungen ein. Als Fahrpreis für den Transport von Truppen, 
Militaireffekten und ſonſtigen Armeebedürfniſſen ſollen keine höheren, als 
die jeweilig auf der Thüringiſchen Hauptbahn geltenden Sätze zur Er⸗ 
hebung gelangen. 


2 


— 


Artikel 12. 


Rückſichtlich des Baues und Betriebes der Bahnſtrecken in den betreffenden 
Staatsgebieten ſollen die in denſelben wegen der Eiſenbahn-Unternehmungen be⸗ 
ſtehenden allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften und adminiſtrativen ol 
gleichmäßig Anwendung finden, inſofern nicht der Umftand, daß die fragliche 
Bahn ein Ganzes ausmacht und nur im Zuſammenhange zu benutzen iſt, zu 
Abweichungen Anlaß giebt. 

En: Im Einzelnen iſt man hierbei über die in den nachſtehenden Artikeln 13. 
14. und 15. enthaltenen Punkte übereingekommen. 


Artikel 13. 


In Anſehung der auf der Bahn anzuwendenden Fahrzeuge, einſchließlich 
der Dampfwagen, übernimmt es die Königlich Preußiſche Regierung, die erfor⸗ 
derliche Prüfung eintreten zu laſſen, und die übrigen Regierungen wollen dieſe 

Betriebsmittel, wenn die Königlich Preußiſche Regierung ſie für . 
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klärt und die betreffende beſtimmungsmäßige Beſcheinigung darüber ausgeſtellt 
hat, in Ihren Gebieten zulaſſen. 

Artikel 14. 


Die in den verſchiedenen Staatsgebieten ſtationirten Bahn- Polizeibeamten 
find auf Präſentation der Bahnverwalkung bei den kompetenten Behörden des 


betreffenden Staates in Pflicht zu nehmen. Unterthanen der einen Regierung, 7 


welche beim Betriebe in dem Gebiete der anderen Regierung angeſtellt werden, 
ſcheiden dadurch nicht aus dem Unterthanenverbande ihres Heimathslandes. . 
Die Bahnverwaltung hat bei Anſtellung der den unteren Kategorien des 
Bahnperſonals angehörigen Beamten, welche innerhalb des betreffenden Staats⸗ 
gebietes ihren feſten Wohnſitz haben, Angehörige des bezüglichen Gebietes bei 
gehöriger Befähigung auf ihre Bewerbung vorzugsweiſe zu berückſichtigen. Die 
Betriebsbeamten ſind ohne Unterſchied des Ortes der Anſtellung rückſichtlich der 
Disziplin der kompetenten Aufſichtsbehörde, im Uebrigen aber den Geſetzen und 
Behörden des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, unterworfen. 


Artikel 15. 


Bezüglich der Beſteuerung des in Rede ſtehenden Eiſenbahn⸗Unternehmens 
und ſeines Betriebes ſind die kontrahirenden Regierungen dahin übereingekommen, 
daß hierfür allgemein die Königlich Preußiſchen Eiſenbahn-Abgabengeſetze vom 
30. Mai 1853. und 21. Mai 1859. in Anwendung gebracht, andere Steuern 
und Abgaben aber von den für das Eiſenbahn⸗Unternehmen erforderlichen Im⸗ 
mobilien und von dem Betriebe der Bahn Seitens der einzelnen Territorial⸗ 
Regierungen nicht erhoben werden ſollen. Die Königlich Preußiſche Regierung 
wird den Abgabenbetrag für die ganze Bahn berechnen, feſtſtellen und nach 
Maaßgabe der Längenausdehnung der in den betreffenden Gebieten belegenen 
Strecken repartiren, auch den Repartitionsplan den übrigen betheiligten Regie⸗ 
rungen mittheilen. Die Eiſenbahngeſellſchaft hat demnächſt die bezüglichen An— 
theile an die betreffenden Einnahmeſtellen abzuführen. Dabei verſteht es ſich 
von ſelbſt, daß, ſo lange und ſoweit die Königlich Preußiſche Regierung nach 
den vorbezeichneten Geſetzen für ſich nicht zur Erhebung der Abgabe von den, 
den Gegenſtand gegenwärtiger Vertragsbeſtimmung bildenden Bahnſtrecken be 


rechtigt iſt, eine ſolche auch von den übrigen Regierungen nicht in Anſpruch zu 


nehmen ſein wird. 
Artikel 16. 


Da nach dem Ergebniſſe der bisherigen Bemühungen der intereſſirten 
Landestheile keine Ausſicht vorhanden iſt, die Ausführung der im Artikel 1. ge 
nannten Eiſenbahn lediglich aus Privatmitteln zu bewirken, ſo übernehmen es 
die kontrahirenden Regierungen, jede für ſich, in Anbetracht der an das Projekt 
ſich knüpfenden wichtigen Intereſſen, das Zuſtandekommen deſſelben durch Ge 
währung einer angemeſſenen Staatsunterſtützung Behufs Beſchaffung des erfor 
derlichen Anlagekapitals zu ſichern. Ueber den Umfang und die Form dieſer 
Staatsunterſtützung behalten ſich zwar die Regierungen Ihre Entſchließungen 

vor 
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fie ſtimmen jedoch darin überein, daß der Antheil der einzelnen Regierungen 
am dieſer Subvention nach dem Verhältniſſe der Länge der Bahn in den ein⸗ 
zelnen Staatsgebieten zu demjenigen Anlagekapitale, für welches eine Subvention 
eintritt, zu bemeſſen iſt. 


Artikel 17. 


5 Die Königlich Preußiſche Regierung wird verſuchen, für ſich und Namens 
der übrigen Regierungen auf der vorbezeichneten (Art. 16.) Grundlage und nach 
Maaßgabe der Beſtimmungen dieſes Vertrages mit einem geeigneten Unternehmer 
über einen Vertrag wegen Uebernahme des Baues und Betriebes der in Rede 
ſtehenden Eiſenbahn ſich zu verſtändigen, und wird den zu entwerfenden Vertrag 
nebſt dem Statut für die Geſellſchaft den übrigen Regierungen zur Genehmigung 
für Ihren Theil und Ihr Gebiet vorlegen 

1 Der Abſchluß des definitiven Vertrages mit dem Unternehmer erfolgt 
Namens der ſämmtlichen betheiligten Regierungen durch die Königlich Preußiſche 
und die Großherzoglich Sächſiſche Regierung. 


Artikel 18. 

* Für den Fall, daß mit der Ausführung der Eiſenbahn, welche den Gegen- 
ſtand des gegenwärtigen Vertrages bildet, innerhalb einer Friſt von drei Jahren, 
vom Tage der Ratifikations⸗Auswechſelung an gerechnet, noch nicht begonnen 
fein ſollte, behalten ſich ſämmtliche kontrahirende Regierungen das Recht vor, 
bon dem gegenwärtigen Vertrage mittelſt einer allen mitkontrahirenden Regie⸗ 
ungen zu notifizirenden Erklärung zurückzutreten. 


Artikel 19. 


AR Die Ratifikationen dieſes Vertrages ſollen binnen ſechs Wochen nach der 
Anterzeichnung in Berlin ausgewechſelt werden. 

3 Deſſen zu Urkunde iſt gegenwärtiger Vertrag fünffach ausgefertigt, von 
= den Bevollmächtigten unterſchrieben und mit deren Inſiegel verſehen worden. 
So geſchehen und vollzogen Berlin, den 18. März 1867. 


Schluß⸗ 
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Schlußprotokoll. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten waren heute zuſammengetreten, um 
zum Abſchluſſe und zur Vollziehung des Staatsvertrages wegen Herſtellung 
einer Eiſenbahn von Gera nach Eichicht zu ſchreiten. Bei dieſer Gelegenheit 
ſind in das gegenwärtige Schlußprotokoll noch die nachſtehenden Erklärungen 
aufgenommen worden, welche, ohne daß es einer beſonderen Ratifikation derſelben 
bedarf, mit dem Vertrage ſelbſt, ſobald dieſer ratifizirt ſein wird, gleiche Kraft 
und Gültigkeit haben ſollen. 


Zum Artikel 1. des Vertrages. 


Man iſt allſeitig darüber einverſtanden, daß die Fortſetzung der im Vertrage 1 
bezeichneten Bahn von Eichicht aus in der Richtung der Mainlinien als ein dem 
gegenwärtigen Vertrage zu Grunde liegender Zweck im Auge behalten werde, 


daß daher die betreffenden Territorial⸗Regierungen die Verpflichtung übernehmen, 5 
nicht blos ſolche Fortſetzungen im Allgemeinen zu genehmigen, ſondern auch keine 


Einrichtungen zu treffen reſp. zu geſtatten, welche den angegebenen Hauptzweck we⸗ 
ſentlich erſchweren oder vereiteln würden. ; 

In gleicher Weiſe find die vertragſchließenden Regierungen darüber einverr 
ſtanden, auch auf die weitere Verfolgung des Projektes einer Eiſenbahn von Triptis 
nach Hof bedacht zu nehmen. Die durch den Ausbau dieſer Bahnſtrecke zu 
gewinnende Linie Gera-Hof iſt bereits bei den kommiſſariſchen Verhandlungen, 
welche dem gegenwärtigen Vertragsſchluſſe vorausgegangen find, in gemeinfame 
Erwägung gezogen worden, und nach den urſprünglichen Abſichten der kontrahi⸗ 
renden Regierungen würde ſchon der gegenwärtige Vertrag auf die Sicherftellung 
der Linie Gera-Hof ausgedehnt worden fein, wenn nicht die Fürſtlich Reußiſche 
Regierung ſich zu ihrem Bedauern für jetzt außer Stande ſehe, dies Unternehmen 
in gleicher Weiſe zu unterſtützen, wie ſolches von den übrigen kontrahirenden Re 
gierungen beabſichtigt und auch von der bei den Verhandlungen betheiligt gewe⸗ 
ſenen Königlich Bayeriſchen Regierung in Ausſicht geſtellt worden war. 9 

Die Fürſtlich Reußiſche Regierung giebt jedoch die Hoffnung nicht auf, 
die ihr in dieſer Hinſicht entgegenſtehenden Schwierigkeiten in der Folge beſeitigen 
zu können. Mit Rückſicht hierauf erklären die übrigen kontrahirenden Negierun 
gen auf den Wunſch der Fürſtlich Reußiſchen Regierung, daß Sie ſich zum Ab— 
ſchluſſe eines Vertrages wegen der Eiſenbahnſtrecke Triptis-Hof auf den allge⸗ 
meinen Grundlagen, über welche bei den erwähnten Vorverhandlungen in Be⸗ 
treff der Einheitlichkeit der Unternehmen Gera⸗Eichicht und Gera-Hof, ſowie in 
Betreff ihrer Subvention Einverſtändniß erzielt worden war, auch ferner bereit 
finden laſſen, und einen hierüber zu ſchließenden Vertrag Ihren Landesvertre⸗ 
tungen zur Zuſtimmung vorlegen wollen, jedoch nur unter der Vorausſetzung 11 3 

. a 9 el⸗ 


Re Zu Artikel 3. 
. Der Unternehmer ſoll verpflichtet, werden, die Koſten, welche durch die 
Königlich Preußiſcherſeits erfolgte Ueberarbeitung der vorhandenen generellen Bor- 
arbeiten erwachſen ſind, aus dem Baukapitale zu erſtatten. 
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ſich die Regierungen eintretenden Falls unter einander verſtändigen. Sie ve 


übernehmen und hierbei beſondere Wünſche der übrigen Regierungen entgegen 


Ueber die Frage des Bedürfniſſes zur Herſtellung des zweiten Geleiſe 
ten jedoch auf den Widerſpruch gegen eine ſolche Anlage für diejenigen B 


ſtrecken, auf welchen die Jahres-Bruttoeinnahme pro Meile 60,000 Rthlr. 
reicht hat. N 


Zu Artikel 5. . 

Es wird allerſeits als wünſchenswerth erkannt, daß die Kommiſſare von 
Seiten ihrer Regierungen in Bezug auf die Tarife und Fahrpläne mit ſolchen 
Inſtruktionen verſehen werden, welche dieſelben in den Stand ſetzen, in dringen 
den Fällen in kürzeſter Friſt ihre Erklärungen abzugeben. i 


Zu Artikel 9. 


Der Unternehmer ſoll auf Verlangen der kontrahirenden Regierungen ge⸗ 0 
halten ſein, auch die Beförderung von Midaldepeſch en mittelſt des Betriebstele⸗ 
graphen zu übernehmen. E 

Zu Artikel 11. 


Gendarmen find rückſichtlich der Beförderung durch die Bahn den Mili⸗ 
tairperſonen gleich zu achten. ö 


Zu Artikel 12. 


Jeder Regierung bleibt die landespoltzeiliche Prüfung und Genehmigung 
des Bauprojektes, ſowie die Feſtſtellung der Stationsanlagen innerhalb Ihres Ge⸗ 
biets vorbehalten. Die Königlich Preußiſche Regierung wird die techniſche Rev 
ſion und Feſtſtellung des geſammten Bauprojekts einſchließlich der Koſtenanſchläg 


kommender Erwägung unterziehen. | 4 
Durch eine etwaige Erwerbung des Eigenthums an der fraglichen Eiſen. & 
bahn innerhalb des einen oder anderen Staaksgebietes Seitens der betreffenden 
Territorial⸗Regierung ſoll die Gemeinſchaftlichkeit des Unternehmens nicht beein 
trächtigt werden. f 


Zu Artikel 16. 


Im Allgemeinen ſtimmen die kontrahirenden Regierungen darin überein, 
daß die Gewährung einer nach ihrer Dauer zu beſchränkenden Zinsgarantie für 
das Anlagekapital im Betrage bis zu 4 Prozent als eine zweckmäßige Art der Sub⸗ 
ventionirung zu betrachten ſei. 93 


Die Beſchränkung der Dauer foll in der Art bemeſſen werden, daß die 
Garantie erliſcht, wenn in zehn hinter einander folgenden Jahren ein Zinſenzuſchuß 
der Staatsregierungen nicht erforderlich geweſen iſt. Die von den einzelnen 
Regierungen zu leiſtenden Zinsbeiträge ſollen als Vorſchüſſe betrachtet werden und 


ein Rückerſatz nach Maaßgabe der gemachten Zuſchüſſe dann eintreten, wenn die 
reine Rente der Bahn 5 Prozent überſteigt und zwar in der Art, daß eee 
: . kit 


e 


ee 


ittel. dieſes Ueberſchuſſes zu den Rückzahlungen an die garantirenden Regierun⸗ 
n verwendet werden, der Reſt aber den Aktionairen zu Gute kommen ſoll. 
Sollte es einzelnen der kontrahirenden Regierungen gelingen, innerhalb 
Ihres Staatsgebiets von Privatintereſſenten oder Kommunen finanzielle Unter⸗ 
flützungen des Unternehmens zu erwirken, ſo ſollen dieſe Unterſtützungen auf die 
Seitens dieſer Staaten dem Unternehmen zugewendeten Subventionen in Anrech—⸗ 
nung kommen. 
5 Schließlich wurde von ſämmtlichen Bevollmächtigten erklärt, daß die kon⸗ 
Klahirenden Regierungen ſich zur Ausführung des gegenwärtigen Vertrages die 
Zuſtimmung ihrer Landes vertretungen, ſoweit dieſelbe erforderlich iſt, vorbehalten. 


So geſchehen Berlin, den 18. März 1867. 


(r. 7118.) Allerhöchſter Erlaß vom 11. Mai 1868., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
33 liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde- 
Chauſſee von Schönecken an der Aachen⸗Trierer Staatsſtraße nach Mürlen⸗ 
bach im Kreiſe Prüm, Regierungsbezirks Trier. 


M een Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Gemeinde⸗ 
Shauffee von Schönecken an der Aachen⸗Trierer Staatsſtraße nach Mürlenbach 
im Kreiſe Prüm, Regierungsbezirks Trier, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch 
den Gemeinden Schönecken, Nieder⸗Hersdorf, Ober⸗Hersdorf und Mürlenbach 
das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, im⸗ 
gleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, 
nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug 
auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den genannten Gemeinden gegen Uebernahme 
er künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung 
des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal 

eltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätz⸗ 
lichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife 
vom 29. Februar 1840, angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 
| Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 11. Mai 1868. 
Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Ibenplitz 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
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(Nr. 7119.) Allerhöchſter Erlaß vom 25. Mai 1868., betreffend die Verleihung des Exp 
d priationsrechts Behufs Erwerbung der Grundſtücke zum Bau einer Chau 

im Gardelegener Kreiſe des Regierungsbezirks Magdeburg von der Stad 

Clötze durch den Königlichen Forſt über Schwieſau und Zichtau bis zut 

Anſchluß an die Salzwedel-Gardelegener Chauſſee bei Wiepke durch di 

Stadt Clötze und die Dorfgemeinden Schwieſau und Zichtau, ſowie de 


Befugniß zur Erhebung des tarifmäßigen Chauſſeegeldes an die vorge 


nannten Bauunternehmer, beziehungsweiſe den Beſitzer der Rittergüter 


Zichtau I. und II. Antheils. N 


No Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſſee 
im Gardelegener Kreiſe des Regierungsbezirks Magdeburg von der Stadt Clötz 
durch den Königlichen Forſt über Schwieſau und Zichtau bis zum Anſchluß an 
die Salzwedel⸗Gardelegener Chauſſee bei Wiepke durch die Stadt Clötze und die 
Dorfgemeinden Schwieſau und Zichtau genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, 
daß das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, 
imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Mate⸗ 
rialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchrifter 
in Bezug auf dieſe Straße zur Anwendung kommt. Zugleich will Ich den vor 
genannten Bauunternehmern, ſowie beziehungsweiſe dem Beſitzer der Rittergüter 


! 


Zichtau I. und II. Antheils, gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßign 


Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den 
Beſtimmungen des für die Staats - Chauffeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ 
Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Der 
freiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, 
wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt wer 
den, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. 5 

bruar 1840. angehängten eee eee der Chauſſeepolizei-Vergehen auf 
die gedachte Straße zur Anwendung kommen. f 2 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 


Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 25. Mai 1868. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg, 
An den Finanzminiſter, den Miniſter für Handel, 


Gewerbe und öffentliche Arbeiten und den Miniſter 
des Innern. 


Nr. 7120.) Allerhöchſter Erlaß vom 25. Mai 1868., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 

N liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde— 
Chauſſee von Steinſtraß an der Cöln⸗Aachen-Lütticher Staatsſtraße über 
Rödingen nach Titz an der Düſſeldorf⸗Jülicher Staatsſtraße im Kreiſe 
Jülich, Regierungsbezirks Aachen. 


1 Naben Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Gemeinde— 
Cbhauſſee im Kreiſe Jülich, Regierungsbezirks Aachen, von Steinſtraß an der Cöln⸗ 
Aachen ⸗Lütticher Staatsſtraße über Rödingen nach Titz an der Düſſeldorf⸗Jülicher 
Staatsſtraße genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den Gemeinden Steinſtraß, 
Rödingen und Titz das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen 
Grundſtücke / imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unter⸗ 
haltungs⸗Materialien, nach Maaß abe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden 
Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße Zugleich will Ich den genannten Ge⸗ 
meinden gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße 
das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die 
Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in dem⸗ 
ſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Er⸗ 
hebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den 
Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 
ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauffeepolizei- Vergehen auf die gedachte Straße zur An⸗ 
wendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 25. Mai 1868. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


a An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
8 Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Cr. 7120-7121.) (Nr. 7121.) 


(Nr. 7121.) Allerhöchſter Erlaß vom 30. Mai 1868., betreffend Abänderungen des Statut 
N für den Breslau⸗Odervorſtädtiſchen Deichverband vom 18. November 1863. 


Auf Ihren Bericht vom 23. d. M. ertheile Ich den nachfolgenden, von dem 
Deichamte des Breslau⸗Odervorſtädtiſchen Deichverbandes beantragten Abände⸗ 

rungen des Deichſtatuts vom 18. November 1861. (Geſetz-Samml. S. 823.) 

hierdurch die landesherrliche Genehmigung. = 


1) Der zweite Abſatz im $. 13. des Statuts wird durch folgende Vorſchrift 9 
erſetzt: = 
Von den Repräſentanten wird einer von der Regierung und 
einer von dem Magiſtrate zu Breslau ernannt, und zugleich fürn 

jeden ein Stellvertreter. 

Die übrigen ſieben werden nebſt eben ſo vielen Stellvertretern 
von den Vorſtehern derjenigen Stadtbezirke, zu welchen die deich⸗ 
pflichtigen Grundſtücke gehören, durch abſolute Stimmenmehrheit 
gewählt. f 

2) An die Stelle des letzten Abſatzes im $. 13. des Statuts tritt folgende 
Vorſchrift: N 

Alle drei Jahre ſcheiden abwechſelnd drei oder vier der gewählten 
Repräſentanten und Stellvertreter aus und werden durch Neuwahl 
erſetzt. N J 

Die Ausſcheidenden können wieder gewählt werden. 

Der erſtmalig zu wählende ſiebente Repräſentant und fein Stell⸗ 
vertreter ſcheiden mit denjenigen Repräſentanten und Stellvertretern, 
deren Wahlperiode mit dem Schluſſe des Jahres 1870. abläuft, 
wieder aus. 


Die übrigen Vorſchriften im $. 13. des Statuts bleiben unverändert in 

Kraft, 
Dieſer Erlaß tft durch die Gefeß- Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 30. Mai 1868. - 


Wilhelm. 
v. Selchow. Leonhardt. 


An den Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten und den Juſtizminiſter. 


(Nr. 7122) 


7122.) Allerhöchſter Erlaß vom 3. Juni 1868., betreffend die Genehmigung zur An: 
wendung der dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten 
Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die von der Stadt⸗ 
gemeinde Breslau ausgebaute Chauſſee von der kleinen Scheitniger Straße 

bis nach Fürſtensgarten in Alt⸗Scheitnig. ; 


4 Ar Ihren Bericht vom 26. Mai d. J. genehmige Ich, daß die dem Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der 
Chauſſeepolizei-Vergehen auf die von der Stadtgemeinde Breslau ausgebaute 
Chauſſee von der kleinen Scheitniger Straße daſelbſt bis nach Fürſtensgarten in 
Alt⸗Scheitnig zur Anwendung kommen. 
5 Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 
Schloß Babelsberg, den 3. Juni 1868. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten. 


Kr. 7123.) Allerhöchſter Erlaß vom 13. Juni 1868,, betreffend die Vereinigung der Kon⸗ 
ſiſtorien in Kaſſel, Marburg und Hanau zu einem gemeinſchaftlichen Kon⸗ 


ſiſtorium in Marburg. 


N A, Ihren Bericht vom 8. d. M. genehmige Ich hierdurch, daß die zur Zeit 
im Regierungsbezirk Kaſſel beſtehenden drei evangeliſchen Konſiſtorien in Kaſſel, 
Marburg und Hanau zu einem gemeinſchaftlichen, der Aufſicht des Miniſters der 
5 ne dc. Angelegenheiten unterſtellten Konſiſtorium, welches ſeinen Sitz in 
Narburg haben und feine amtliche Thätigkeit auf alle zum Regierungsbezirk 

Kaſſel gehörigen Landestheile erſtrecken ſoll, vereinigt werden. Bei der Zuſammen⸗ 
ſetzung des Konſiſtoriums iſt auf eine Vertretung der verſchiedenen Konfeſſionen 
Rücksicht zu nehmen. Daſſelbe hat die Aufgabe, das Recht der verſchiedenen 
Konfeſſionen und der in einem Theile des Landes beſtehenden Union, ſowie die auf 
dem Grunde dieſes Rechts ruhenden Einrichtungen zu ſchützen und zu pflegen. 
Es beſchließt in den zu ſeiner Entſcheidung gelangenden Angelegenheiten kollegialiſch 
nach Stimmenmehrheit ſeiner Mitglieder. In ſolchen Sachen jedoch, welche N 
Cr. 7122—7123,) vr 


e Entſcheidung ſeine ammtbeſchluß z u Grund gi 
Bedenken agen obwalten, die Sache zu Höheren Entſcheidung vorzutt ger 


RR Der vorſtehende Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zu veröffentlichen 
und haben Sie wegen Ausführung deſſelben das a anzuordnen. 


Schloß Da 2 den 13. SE 1868. 5 20 
s Wilhelm. 
v. Mühler. 


An den Miniſter der geiftlichen ꝛe. Angelegenheiten. 


Berichtigung 


Sn Sei im 14. Stüd der diesjährigen Geſeß⸗ Sammlung eher 
\ Stempeltarife vom 5. März 1868. iſt Seite 192. geile 8. ftatt „vom 19. 5. 
: un zu ſetzen: vom 19. Sun 


Regie im Büreau des Staats „Miniſteriums. 


damm, „ gehrut in der Königlichen Geheimen Ober» e 
(R. v. Decker). j 
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